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Nicht mehr als Chaos
Schulen gehören nicht zur „Kritischen Infrastruktur“,  
deshalb ist Durchseuchung erlaubt

Aber muss er jetzt weiter zur 
Schule gehen oder in Quaran-
täne?“  – Wenn man noch zur 

Schule geht, dort arbeitet oder Kinder 
hat, die zur Schule gehen, hat man die-
se Frage in letzter Zeit vermutlich öfter 
gehört oder selbst gestellt. Neue Rege-
lungen bezüglich Quarantäne und Co-
rona-Testen verwirren SchülerInnen, 
Eltern und Lehrpersonal.

So müssen mittlerweile Kontakt-
personen von auf Covid-19 positiv ge-
testeten Schülerinnen und Schülern in 
den meisten Bundesländern nicht mehr 
in Quarantäne, sondern nur Schülerin-
nen und Schüler, deren Schnelltest po-
sitiv ausfällt. Getestet wird in der Re-
gel je nach Bundesland zwei bis drei 
Mal die Woche mit Schnelltests. Gibt 
es einen positiven Fall einer Schulklas-
se, testet sich die Klasse über zwei Wo-
chen jeden Tag.

Man kann sich vorstellen, dass die 
aktuelle Taktik – Schüler und Schüle-
rinnen, die Kontakt zu Corona-positi-
ven Schüler und Schülerinnen hatten, 
weiterhin zur Schule gehen zu lassen – 
die Verbreitung von Omikron krass vo-
rantreibt. Des Weiteren haben positiv-
getestete Schülerinnen und Schüler 
aktuell oftmals keine Chance, einen 
PCR-Test zu machen. Die Schulen, 
die bis vor kurzem lokal an der Schule 
PCR-Tests anboten, müssen zukünftig 
ausschließlich mit Schnelltests vor Ort 
auskommen.

Das liegt daran, dass die Auswer-
tungslabore überfordert und PCR-
Tests knapp sind. Schülerinnen und 
Schüler sowie Lehrerinnen und Leh-
rer und alle anderen Personen, deren 
Alltag in Schulen stattfindet, sind nicht 
in der Priorisierung für PCR-Tests mit 
drin. Der Grund: Sie werden nicht zur 

sogenannten „kritischen Infrastruktur“ 
gezählt.

LehrerInnenverbände, SchülerIn-
nenvertretungen sowie Elterninitiati-
ven äußern Wut und Enttäuschung. An-
scheinend lerne die Politik gar nichts 
aus Fehlern aus nun knapp zwei Jah-
ren Pandemie dazu, sondern wiederho-
le die gleichen Fehler immer und im-
mer wieder, so momentan die oft geüb-
te Kritik. Landesregierungen nähmen 
mit unterlassenen Maßnahmen eine 
Durchseuchung der meisten Schulen 
in Kauf.

Die Kritik und Wut ist berechtigt: 
Wären rechtzeitig Luftfilter in Schu-
len eingebaut, ausreichend kostenlose 
Masken, Schnell- sowie PCR-Tests vor-
handen und hätte man mehr Personal 
eingestellt – damit für kleinere Klassen 
und so für mehr Abstand zwischen den 
Menschen in der Schule gesorgt –, hätte 
man weiterhin den durchaus sinnvollen 
und nötigen Präsenzunterricht weiter-
führen können. Das hatte zum Beispiel 
die Gewerkschaft Erziehung und Wis-
senschaft schon lange gefordert, damit 
die Zahlen nicht in die Höhe schießen, 
wie es aktuell der Fall ist.

Aber man kümmerte sich nicht da-
rum, weil das alles Geld kostet. Geld, 
das während der Corona- und der 
Wirtschaftskrise lieber in die Banken- 
und Unternehmensrettung gesteckt 
wurde als in die Gesundheit der Be-
völkerung. So aber schlittern Lehrper-
sonal und Schülerschaft nun schon seit 
zwei Jahren vom schlecht organisier-
ten und die Chancenungleichheit noch 
mehr vergrößernden Home-Schooling 
in einen Präsenzunterricht, in dem Ge-
sundheit von Lehrerinnen, Lehrern, 
Schülerinnen und Schülern gefährdet 
sind und Chaos und Unklarheit herr-
schen.

 Marie-Luise Freudenberg
Schon zu Beginn des Pandemie brachte die SDAJ den Protest der Schülerinnen 
und Schüler auf die Straße.
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Die Rache für  
das Aufbegehren
Berufsverbotsopfer fordern ihr Recht und  warnen vor 
Wiederaufleben des Radikalenerlasses
Am Tag bevor sich der Radikalenerlass 
am 28. Januar zum 50. Mal jährte, lud 
der „Bundesarbeitsausschuss der Ini-
tiativen gegen Berufsverbote und für 
die Verteidigung der demokratischen 
Grundrechte“ zu einer digitalen Presse-
konferenz ein, die Christina Lipps vom 
Sprecherteam moderierte. Zu Beginn 
informierte Lothar Letsche über die 
rechtlichen Grundlage des Radikalen-
erlasses und der damit verbundenen 
Berufsverbote. Das viel zitierte Urteil 
des EU-Gerichtshofes für Menschen-
rechte vom 26.  September 1995 zur 
Klage von Dorothea Vogt ergab, dass 
Berufsverbote gegen geltendes EU-
Recht und gegen die Grundrechte-
Charta verstößt. Aber auch der Unter-
suchungsausschuss der Internationalen 
Arbeitsorganisation (ILO) der Verein-
ten Nationen kam in seinem Abschluss-
bericht zum Schluss, dass alle erlasse-
nen Berufsverbote gegen die Arbeits-
normen der ILO verstoßen. Da dieser 
internationalen Vereinbarung auch die 
Bundesrepublik beigetreten ist, bedeu-
te dies, dass Berufsverbote nach gelten-
dem Recht Unrecht waren und sind, 
unterstrich Letsche, der selber ein Be-
troffener der Berufsverbote ist.

Werner Siebler, betroffener Post-
beamter, unterstrich in seinem Rede-
beitrag, dass eine Entschuldigung nicht 
ausreiche. Vielmehr gehöre der Radi-
kalenerlass formal abgeschafft, die Op-
fer rehabilitiert und entschädigt und 
auch die Folgen der Berufsverbote für 
die demokratische Kultur in unserem 
Land müssten aufgearbeitet werden. 
Dabei sehen die Berufsverbotsbetrof-
fenen mit großer Sorge auf die Ankün-
digungen, die die Ampelregierung in 
ihrem Koalitionsvertrag gemacht hat, 
den Radikalenerlass wieder aufleben 
zu lassen – wieder mit dem Vorwand, 
gegen Nazis und andere Rechtsradika-
le etwas tun zu wollen. Man wolle sich 
deswegen mit Vertretern der Bundes-
tagsparteien im Mai treffen, so Siebler. 
Die Partei „Die Linke“ und der Rechts-
politische Sprecher der SPD hätten 
schon zugesagt, auf eine Antwort von 
Bundesinnenministerin Nancy Faeser 
(SPD) warte man aber noch.

Auch die ehemalige Bundesjus-
tizministerin Herta Däubler-Gmelin 
(SPD), die abschließend zu Wort kam, 
sprach sich gegen eine Neuauflage der 
Berufsverbote aus. Damals sei eine 

ganze Generation unter Generalver-
dacht genommen worden und der Ra-
dikalenerlass sei die Rache für das Auf-
begehren der „68er-Generation“ ge-
wesen. Gegen heutige Rechtsextreme 
könne man mit rechtsstaatlichen Mit-
teln vorgehen. Auf Nachfrage von UZ 
sagte Irmgard Cipa vom Sprecherteam 
des Bundesarbeitsschusses, dass es zu-
dem einer breiten öffentlichen Ausein-
andersetzung bedürfe. Den Kampf ge-
gen Rechts gewinne man durch Ände-
rung des politischen Klimas allgemein 
und nicht durch Erlasse und Verbote.

Däubler-Gmelin wies daraufhin, 
dass es in Niedersachsen erste viel-
versprechende Schritte zur Rehabili-
tierung der Berufsverbotsbetroffenen 
durch den Landtag gegeben habe, aber 
nach dem Regierungswechsel wären 
diese zum Erliegen gekommen. Auch in 
Nordrhein-Westfalen gebe es dazu ers-
te Bestrebungen, die man unterstützen 
und einfordern müsste. Cornelia Booß-
Ziegling, die als Betroffene die Wan-
derausstellung zu den Berufsverboten 
betreut, sagte, es komme heute allzu 
oft dazu, dass der Radikalenerlass und 
seine Folgen geleugnet werden. Sorge 
erregend seien hier auch die Sparmaß-
nahmen im Bildungsbereich und die 
Qualität der heutigen Bildung, ergänz-
te Christiane Lipps.

 Christoph Hentschel

Demonstration gegen Berufsverbote in 
Bonn 1979 mit Unterstützung des fran-
zösischen Gewerkschaftsbundes CGT
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Duschen doppelt so teuer
Energiepreise explodieren: die Profitmacherei ist schuld, nicht die Konsumenten 
Kommunalpolitische Kolumne von Vincent Cziesla
Fünf Minuten unter der heißen Dusche 
kosten nach Recherchen des WDR zur-
zeit knapp 33 Cent, wenn mit Erdgas ge-
heizt wird. Vor einem Jahr waren es noch 
17 Cent gewesen. Unweigerlich drängen 
sich Erinnerungen an den früheren Ber-
liner Finanzsenator Thilo Sarrazin (da-
mals noch SPD) auf, der im Jahr 2008 in 
der „Rheinischen Post“ erklärte: „Wenn 
die Energiekosten so hoch sind wie die 
Mieten, werden sich die Menschen über-
legen, ob sie mit einem dicken Pullover 
nicht auch bei 15 oder 16 Grad Zim-
mertemperatur vernünftig leben kön-
nen.“ Diese Aussagen sorgten damals 
zu Recht für große Empörung.

Während die Energiepreise explo-
dieren, geraten auch die kommunalen 
Stadtwerke in den Fokus. Nach Jah-
ren der Privatisierung und „Markt-
öffnung“ nehmen die Stadtwerke 
eine seltsame Rolle ein: Sie sind die 
Grundversorger einer neoliberal ge-
prägten Gesellschaft, in der die Da-
seinsvorsorge als antiquiert gilt und 
dem Profitstreben untergeordnet 
wird. Die Stadtwerke bilden einen 
Flickenteppich aus Aktiengesell-
schaften und GmbHs, die von klammen 
Gemeinden und manchmal von priva-
ten Investoren dominiert werden. Sie 
werden in einen Wettbewerb mit mäch-
tigen Energiemonopolisten gezwungen 
und sollen dabei das Gemeinwohl im 
Auge haben, eine Rendite erwirtschaf-
ten und die Versorgung sicherstellen, 
wenn sich die Konkurrenz wieder ein-
mal verspekuliert. Diese Gemengelage 
führt fast zwangsläufig zu höheren Ta-
rifen, die dann auch noch als „Beleg“ 
für die angeblich mangelnde Effizienz 
der öffentlichen Daseinsvorsorge her-
halten.

Durch die Pleitewelle von zahl-
reichen Billiganbietern rutschten un-

zählige Strom- und Gaskunden in die 
Grundversorgung. Mit dem dramati-
schen Anstieg an Neukunden über-
fordert, führten viele Stadtwerke hö-
here Grundversorgungstarife ein. An-

gesichts der Umstände mag dieses 
Vorgehen erklärbar sein, richtig ist 
es dennoch nicht. Um zu verhindern, 
dass es bald in noch mehr Haushalten 
kalt und dunkel wird, müssen Energie-
sperren verboten werden. Außerdem 
bedarf es eines bundesweiten Ener-
giepreisstopps, wie es die Kampagne 
„Energiepreisstopp jetzt!“ fordert. Im 
Rahmen eines solchen Gesetzes könn-
te dann auch eine Gegenfinanzierung 
für die öffentlichen Stadtwerke gere-
gelt werden.

Die bürgerliche Debatte wirft lie-
ber Nebelkerzen und diskutiert über 
das „Fehlverhalten“ der Verbraucher. 

Die von den Anbieterpleiten betrof-
fenen Haushalte erleben einen drasti-
schen Anstieg der eigenen Energieko-
sten und werden nun dafür gescholten. 
„Viele können nicht einschätzen, wie 
tragfähig das Geschäftsmodell der Bil-

liganbieter ist. Aber sie lassen sich 
auf das Risiko ein und sollten des-
halb auch die Konsequenzen tragen, 
wenn es schiefgeht“, kommentierte 
die Wirtschaftsredakteurin Anja 
Krüger am 24.  Januar in der „taz“. 
Eine interessante Weltsicht: Die Kon-
sumenten tragen das Risiko.

Seit der Liberalisierung des 
Energiemarktes wurden die Kun-
den zum häufigen Anbieterwechsel 
animiert. Wer zu viel zahlt, ist selber 
schuld, war das Mantra. Der wach-
sende Wettbewerb würde zu immer 
günstigeren Preisen führen, hieß es. 
Die Menschen, die das glaubten, wer-
den nun verhöhnt. Diese Verschlei-
erung kapitalismusgemachter Prob-
leme ist nicht neu. „Unvernünftige“ 
Konsumenten wurden schon als Ur-
sache für den Klimawandel, schlechte 
Arbeitsbedingungen in der Textilin-
dustrie, Tierquälerei in der Massen-
tierhaltung und die nächste Corona-
Welle identifiziert. Was 2008 noch 
für Aufregung sorgte, kommt heute 
weniger plump und nicht selten grün 
daher – ein gehobener Sarrazinismus 
für das überlegene Gefühl im Selbst-
versorger-Eigenheim. Energiemarkt, 
Privatisierungen und Verbraucher-
schelte sind Teil des Problems. Die 
Stadtwerke schützen schon heute vor 
dem schnellen Blackout. Unter den 
richtigen Bedingungen können sie ein 
Teil der Lösung sein: mit sozialen Ta-
rifen im Rahmen einer Daseinsvor-
sorge, die das Gemeinwohl fördert 
und Profitmacherei aussperrt.
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Vergangene Woche jährte sich die Befreiung des Vernichtungslagers  Auschwitz 
durch die Rote Arme am 27. Januar 1945. Das Bündnis „Dortmund gegen Rechts“ 
veranstaltete dazu die Kunstaktion „Die Spur der Schuhe“ vor der Reinoldikir-
che in Dortmund. 43.526 Paar Schuhe fanden die Rotarmisten, als sie die letzten 
2.819 überlebenden Gefangenen in Auschwitz befreiten. Die Schuhe gehörten 
zu den wenigen Spuren der „aus rassistischem Wahn, blindem Antisemitismus 
und Herrenmenschentum“ Ermordeten, wie es im Flugblatt des Bündnisses 
heißt.
Die Aktivistinnen und Aktivisten von „Dortmund gegen Rechts“ erinnerten 
auch an den 27. Januar 1932, als sich der Dortmunder Montan-Großindustrielle 
Albert Vögler mit Hitler traf. Die Zusammenkunft von Vögler und Hitler mar-
kiert den Beginn der Unterstützung der Montanindustrie des Ruhrgebiets für 
die Nazis und der Machtübergabe an diese ein Jahr später.  UZ


